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16-Punkte-Programm von Wolfgang Heuer zur Bekämpfung von Kinderarmut und Jugendarbeitslosigkeit in Münster

Gleiche Lebenschancen für jedes Kind sind das Grundversprechen einer demokratischen und solidarischen Gesellschaft. Die Zukunftschancen unserer Kinder werden jedoch noch in einem viel zu großen Maße durch ihre soziale Herkunft bestimmt, ausgleichende Angebote stehen nicht in ausreichendem Maße bereit. Das gilt auch für Münster. In unserer Stadt leben derzeit ca. 25.000 Menschen in Armut; davon sind ca. 8.000 Kinder im Alter von 0 bis unter 18 Jahren (Leistungsbereich SGB II, SGB XII, Asylbewerberleistungsgesetz). Die verschämte Armut lässt sich nur erahnen.
Daher ist die Bekämpfung der Armut in unserer Stadt allgemein und der Kinderarmut im speziellen für mich eine zentrale Aufgabe der Kommunalpolitik in den nächsten Jahren. Dabei werde ich mich an zwei Grundsätzen orientieren:

· Vorsorge ist besser als Nachsorge. Ich will im Sinne eines „vorsorgenden Sozialstaats“ alle Anstrengungen darauf richten, dass Menschen durch gute Bildung, präventive Hilfsangebote und frühzeitige Unterstützung gar nicht erst in Not geraten.

· Wer Hilfe benötigt, wird sie erhalten. Dabei will ich alle Unterstützungs- und Hilfsangebote so ausrichten, dass die Menschen möglichst weitgehend und schnell wieder ein selbstbestimmtes und eigenständiges Leben führen können.

Fehlende und unzulängliche Lebenschancen für Kinder und Kinderarmut verweisen zentral auf das Thema der sozialen Gerechtigkeit. Zudem kann es sich unsere Gesellschaft im eigenen Interesse nicht leisten, die Talente und Potenziale, die in unseren Kindern stecken, zu verschwenden. Dabei geht es nicht nur um materielle Armut, also um fehlende finanzielle Mittel, um am sozialen und wirtschaftlichen Leben teilhaben zu können. Genauso wichtig sind die fehlenden und zu sichernde Teilhabechancen im Bildungssystem und in anderen wichtigen sozialen Zusammenhängen (Vereine, Nachbarschaften etc.).

Statt isolierter und punktuell angelegter Einzelaktionen ist ein Gesamtkonzept notwendig. Deshalb will ich als Oberbürgermeister ein 16-Punkte-Programm zur Bekämpfung von Kinderarmut und Jugendarbeitslosigkeit in Münster auf den Weg bringen. Die Umsetzung soll durch einen Arbeitsbereich „Netzwerk gegen Kinderarmut“ unmittelbar im Geschäftsbereich des OB gesteuert werden:

1. Arme Kinder sind Kinder armer Eltern. Die Minderung von Armutsrisiken für Kinder setzt daher eine aktive kommunale Arbeitsmarktpolitik für die Eltern voraus. Einer solchen Arbeitsmarktpolitik fühlt sich der Rat der Stadt Münster verpflichtet.

2. Der Rat unterstützt die Forderung nach Mindestlöhnen, um „working poor“ zu verhindern. Die Sicherung eines ausreichenden Erwerbseinkommens ist ein zentrales Integrationsinstrument.

3. Der „Münster-Pass“ wird wieder eingeführt, um Kosten- und Beitragsermäßigungen in städtischen Einrichtungen (Kultur, Bildung, Sport, Freizeit) für Kinder und Jugendliche in Armutssituationen auszuweiten und zu bündeln. Ziel ist es, die Inanspruchnahme zu erhöhen und allen Kindern gleichermaßen Teilhabechancen zu ermöglichen. 

4. Die Stadt Münster verhandelt mit den nichtstädtischen Anbietern sozialer, kultureller und gesundheitlicher Angebote sowie von Kultur-, Bildungs-, Sport- , Kinder- und Jugendfreizeitangeboten über Preisnachlässe, die dem o.g. Personenkreis eingeräumt werden können.

5. Familien, die durch besondere Risiken belastet sind, müssen früh erkannt und erreicht werden. Sie brauchen passgenaue, verlässliche und kontinuierliche Unterstützung, Begleitung und Hilfen - am besten schon während der Schwangerschaft. Hierfür wird auch ein flächendeckendes System aufsuchender Hilfen benötigt. Deshalb will ich das in Coerde erfolgreich erprobte Modellprojekt "Soziale Frühwarnsysteme" ausweiten und stadtweit etablieren.

6. Um Familien in riskanten Lebenssituationen erfolgreich helfen zu können, ist eine engere Zusammenarbeit zwischen den Fachleuten im Gesundheitswesen, in der Kinder- und Jugendhilfe, im Schulbereich, den Sozialämtern, der Justiz (Familiengerichte) und der Polizei erforderlich. Ich will eine verlässliche und berechenbare Zusammenarbeit aller für das gesunde Aufwachsen unserer Kinder Verantwortung tragender sicherstellen.

7. Die Schulbuchkosten für Kinder aus Haushalten, die Arbeitslosengeld II beziehen, werden künftig dauerhaft aus dem städtischen Etat übernommen. 

8. Das Mittagessen wird zu einem integralen Bestandteil der Offenen Ganztagsschule. Zum Schuljahr 2010/11 wird das Mittagessen in Übermittagangeboten an Grund- und weiterführenden Schulen für Kinder aus einkommensschwachen Familien kostenfrei gestellt.

9. Im Bereich der Offenen Ganztagsschule muss die Betreuungsqualität  verbessert werden. Ziel ist es, durch mehr Erzieherinnenstunden pro Gruppe die festgelegten Standards zu erhöhen. Im Bereich der weiterführenden Schulen will ich, ausgehend von den bereits beschlossenen Baumaßnahmen, auch für Aufenthalts- und Betreuungsräume sorgen, in denen Kinder und Jugendliche sich während der Mittagspause aufhalten können. Die Schaffung von reinen Mensen/Essensräumen ist auf Dauer nicht ausreichend. Das gilt auch für die Berufskollegs.

10. In Grundschulen wird das Programm „Gesunde Ernährung für Grundschulkinder“ umgesetzt. Viele Kinder aus sozial benachteiligten Familien sind einem erhöhten Gesundheitsrisiko ausgesetzt. Ihre Ernährung ist häufig mangelhaft und sie kommen nicht selten ohne Frühstück in die Kindertagesstätte oder zur Schule. Zudem soll der erlebnisorientierte Musikunterricht in Zusammenarbeit mit den Musikschulen insbesondere für benachteiligte Kinder weiter ausgebaut und ein Konzept für geschlechterdifferenzierte sozialpädagogische Angebote für Kinder aus armen Haushalten entwickelt werden.
11. Die sozialpädagogische Unterstützung wird ausgebaut und neu strukturiert. Insbesondere an den schwierigen Schnittstellen von Bildungsbiographien sollen verstärkt sozialpädagogische Unterstützungsangebote bereitgestellt werden, um so problematische Entwicklungen frühzeitig aufhalten und verändern zu können. Hierzu gehört die umfassende Neustrukturierung und Verbesserung der Schulsozialarbeit inkl. der Schulpsychologischen Beratungsstelle. Das ist ein geeignetes Instrument, um insbesondere in den Übergängen zwischen Kindergarten und Schule, den Schulformen sowie zwischen Schule und Beruf konkrete Unterstützung leisten zu können. So sollen die Armutsrisiken, die durch fehlenden Zugang zum Arbeitsmarkt entstehen, frühzeitig reduziert werden. Dass in Münster mehr Jugendliche als im Landesschnitt die Schule ohne Abschluss verlassen, halte ich für eine dringend abzustellende Fehlentwicklung

12. Das kommunale Engagement für niedrig qualifizierte und schulmüde Jugendliche v.a. mit Migrationshintergrund will ich nach den Kürzungen der letzten Jahre wieder stärken. Ziel muss es hier sein, die entsprechenden Programme in Münster zu verstetigen. Dazu wird ein eigenes Budget bereitgestellt, das insbesondere zur Vermittlung von Betriebspraktika und entsprechender sozialpädagogischer Anleitung verwendet werden soll, damit die Chancen dieser Jugendlichen, am ersten Arbeitsmarkt eine Ausbildungsmöglichkeit zu finden, erhöht wird. Dieses Programm soll in intensiver Kooperation mit den allgemein bildenden Schulen stattfinden. Ein Instrument kann dabei z.B. die Ausdehnung des erfolgreichen „Stadtteilwerkstatt“-Modells auf den Westen der Stadt sein. 
13.  Zur besonderen Förderung von Jugendlichen an Förderschulen und zur Erhöhung der Chancen am Arbeitsmarkt wird das Projekt „Hilfen im Übergang von der Schule in den Beruf – Kooperationsprojekt für Haupt- und Förderschulen zur Eingliederung in den Beruf“ wieder aufgenommen und ein besonderer Förderschwerpunkt bei den Förderschulen gebildet.

14.  In Kooperation mit Unternehmen der lokalen und regionalen Wirtschaft wird ein Projekt zur Förderung von Schlüsselqualifikationen für den Berufsalltag aufgelegt. Dabei sollen in enger Zusammenarbeit von Praktikern aus den Betrieben, Lehrkräften und Sozialpädagogen insbesondere solchen Jugendlichen in besonderen Fördermaßnahmen die notwendigen Schlüsselqualifikationen vermittelt werden, die ansonsten auf dem Arbeitsmarkt schwere Vermittlungshindernisse aufweisen würden.

15. Die Verwaltung stellt eine kontinuierliche Armutsberichterstattung sicher und legt in regelmäßigen Abständen gesondert einen Kinderarmutsbericht vor. Hierbei sind Maßnahmen zur Bekämpfung der Kinderarmut vor zu schlagen, um die Integration in die Gleichaltrigengruppe sicher zu stellen.

16. Die Verwaltung baut die Umsetzungsmöglichkeiten von Patenschafts- und Mentoring-Modellen zur Förderung der Entwicklungschancen von Kindern und Jugendlichen mit Benachteiligung weiter aus. 
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